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Januar

Präsidentschaft

1. Januar: Schweden übernimmt die Ratspräsi-
dentschaft der Europäischen Union. Im Mittel-
punkt stehen die Themen Erweiterung, Umwelt
und Beschäftigung.

Euro

1. Januar: Als zwölftes Mitglied tritt Griechenland
offiziell der Eurozone bei.

BSE

1. Januar: EU-weit sind Schnelltests an risikobe-
hafteten Rindern unter dreißig Monaten verpflich-
tend. Die Verfütterung von Tiermehl ist jetzt ver-
boten.

EZB

4. Januar: Die Europäische Zentralbank belässt
die Hauptzinssätze unverändert bei 3,75, 4,75 und
5,75 Prozent.

Erweiterung

5. Januar: Der Rat billigt das Abkommen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und der
Republik Zypern bezüglich der Teilnahme
Zyperns an den gemeinschaftlichen Programmen
in den Bereichen Bildung, Erziehung und Jugend.

Balkan

9. Januar: Die Kommission ersucht den Experten-
Ausschuss nach „Artikel 31" des Euratom-
Vertrags um eine wissenschaftliche Stellung-
nahme zum „Balkansyndrom" und zu den Aus-
wirkungen des abgereicherten Urans, das bei den
NATO-Bombardierungen in Bosnien und im
Kosovo eingesetzt wurde. Einen Tag später unter-

sucht der NATO-Rat auf Botschafterebene mög-
liche Risiken für Umwelt und Gesundheit.

BSE

9. Januar: Nachdem die BSE-Beauftragte der
deutschen Bundesregierung Mängel bei der
Zusammenarbeit zwischen Landwirtschafts- und
Gesundheitsministerium gerügt hat, tritt zu erst
Gesundheitsministerin Andrea Fischer und dann
Landwirtschaftsminister Karl-Heinz Funke
zurück. Einen Tag später stellt Bundeskanzler
Gerhard Schröder die Vorsitzende der Grünen,
Renate Künast, als Ministerin für das neu zuge-
schnittene Ressort Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft vor.

EVP

11.-14. Januar: In Berlin tagt der 14. Kongress der
Europäischen Volkspartei (EVP). Trotz Kritik am
Vertrag von Nizza wird die EVP dem Vertrag
zustimmen. Nach einer Satzungsänderung strebt
sie nicht mehr die Vereinigten Staaten von Europa
an, sondern eine föderale Europäische Union.

BSE

13. Februar: In Italien treten die ersten BSE-Fälle
auf. Einen Tag später meldet auch Österreich
BSE.

Strukturpolitik - Kommission

15. Januar: Die Europäische Kommission geneh-
migt das Entwicklungsprogramm für Ost-Berlin,
das für den Zeitraum 2002-2006 Gemeinschafts-
finanzierungen in Höhe von 687,558 Millionen
Euro zur Förderung der Wirtschaftsentwicklung
und Strukturanpassung der Region vorsieht.

Erweiterung

16. Januar: Der für die Erweiterung zuständige
Kommissar Günter Verheugen zieht eine positive
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Bilanz der Erweiterungsvorbereitungen des Jahres
2000. Besonders der Abschluss der Regierungs-
konferenz in Nizza habe den Weg zum Beitritt frei
gemacht. Die Europäische Kommission nimmt
eine Reihe von Vorschlägen an, die es den 13
Kandidatenländern ermöglichen sollen, sich an
der Europäischen Umweltagentur zu beteiligen.
Damit wird die EUA die erste europäische
Einrichtung sein, an der sich Kandidatenländer
vor ihrem Beitritt zur Europäischen Union beteili-
gen können.

Balkan

17. Januar: Das Europäische Parlament fordert die
NATO-Länder unter den Mitgliedstaaten der EU
auf, ein Moratorium für die Nutzung von Waffen
vorzuschlagen, die abgereichertes Uran enthalten.
Sie sollten dabei das Vorsorgeprinzip walten
lassen.

GASP - Kongo

17. Januar: Die schwedische Ratspräsidentschaft
verurteilt in einer Erklärung die Ermordung des
Präsidenten der Demokratischen Republik Kongo,
Laurent Kabila.

Soziales - Rat

19. Januar: Der Rat stimmt dem Beschluss über
die beschäftigungspolitischen Leitlinien für 2001

UNO - Kommission

24725. Januar: Als erster Präsident der EU-
Kommission besucht Romano Prodi offiziell die
Vereinten Nationen in Genf.

ESVP

28. Januar: Die OCCAR (Organisation Conjointe
de (Kooperation en matiere d'armement), eine
gemeinsame Organisation für Zusammenarbeit in
Rüstungsfragen, die von Frankreich, Deutschland,
Italien und Großbritannien gegründet wurde,
erhält nun eine eigene Rechtspersönlichkeit.
Dadurch ergibt sich die Möglichkeit im Namen
ihrer Mitgliedstaaten direkt Verträge mit der
Rüstungsindustrie abzuschließen.

Frankreich - Deutschland

31. Januar: In Straßburg findet ein deutsch-fran-
zösischer Sondergipfel statt. Er soll dazu dienen,
die Irritationen im deutsch-französischen Verhält-
nis nach dem Gipfel von Nizza auszuräumen und
den deutsch-französischen Motor wieder in
Schwung zu bringen.

Kommission

31. Januar: Die Kommission nimmt ihren zweiten
Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt an.

Mazedonien

22. Januar: Eine neu formierte albanische Natio-
nale Befreiungsarmee, wieder unter der Bezeich-
nung „UCK", greift eine mazedonische Polizei-
station in einem Dorf bei Tetovo an. Ein Polizist
stirbt, drei werden verletzt.

Erweiterung

22. Januar: Der Rat und das Europäische Parla-
ment nehmen eine Verordnung über die Durchfüh-
rung von Aktionen zur Förderung der wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung der Türkei an.

Umwelt - Kommission

24. Januar: Die Kommission beschließt einen
Vorschlag für das Sechste gemeinschaftliche
Umweltaktionsprogramm 2001-2010.

Februar

AKP - Haiti - Rat

1. Februar: Der Rat beschließt die Zusammen-
arbeit mit dem AKP-Land Haiti auszusetzen. Die
Gespräche, die gemäß des Abkommens von
Cotonou aufgenommen wurden, um die seit den
Wahlen im Mai 2000 festgestellte Verletzung der
demokratischen Grundsätze, des Rechtsstaats und
der Menschenrechte zu beenden, hatten keine
zufrieden stellenden Ergebnisse erbracht.

GASP - Ukraine

7. Februar: Die schwedische Ratspräsidentschaft
äußert ihre Sorge über die Situation der Medien
und über die Arbeitsbedingungen der Journalisten
in der Ukraine. Die EU fordert die Ukraine mit
Nachdruck auf, das Verschwinden des Journalis-
ten Gondaze aufzuklären.
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Februar

Nahost

7. Februar: Die schwedische Präsidentschaft be-
glückwünscht Ariel Scharon zu seinem Wahlsieg
am 6. Februar und äußert die Hoffnung, dass sich
der neue israelische Ministerpräsident für den
Friedensprozess einsetzen wird.

Kommission

7. Februar: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
zur integrierten Produktpolitik der Europäischen
Union an.

Frankreich - Vereinigtes Königreich

9. Februar: Auf einem französisch-britischen
Gipfeltreffen besprechen Tony Blair und Jacques
Chirac den Post-Nizza-Prozess.

Balkan

9. Februar: Die Troika der Europäischen Union
erklärt in Podgorica erneut ihre klare Präferenz für
eine reformierte Bundesrepublik Jugoslawien und
rät Montenegro von einseitigen Schritten ab.

Inneres und Justiz - Kommission

9. Februar: Die Kommission beschließt einen
Aktionsplan zur Vorbeugung von Betrug und
Fälschung im Zusammenhang mit bargeldlosen
Zahlungsmitteln.

Euro - Rat

12. Februar: Der ECOFIN-Rat rügt zum ersten
Mal ein Mitglied der Euro-12-Gruppe wegen der
fehlenden Übereinstimmung mit den Grundzügen
der gemeinsamen Wirtschaftspolitik. Auf einen
Vorschlag der Kommission hin wird Irland wegen
seiner expansionistischen und prozyklische Haus-
haltspolitik im Jahr 2001 kritisiert. Es werden ihm
Empfehlungen gegeben, dies zu korrigieren.

Kommission

13. Februar: Die Kommission nimmt ein Weiß-
buch zur Strategie für eine künftige Chemikalien-
politik an. Darüber hinaus beschließt sie einen
Vorschlag für eine Richtlinie über den Marktzu-
gang für Hafendienste sowie einen Vorschlag für
eine Verordnung über die Satzung und Finan-
zierung europäischer politischer Parteien.

Balkan

16. Februar: Die schwedische Ratspräsidentschaft
und das Parlament erklären ihre Unterstützung für
den Plan der serbischen Regierung zur Befriedung
Südserbiens. Das Parlament appeliert an die alba-
nischen Extremisten im Kosovo eine gemäßigtere
Position einzunehmen.

Wirtschaft

19. Februar: Die Stahlkonzerne Arbed (Luxem-
burg), Acceralia (Spanien) und Usinor (Frank-
reich) wollen zum weltweit größten Stahlprodu-
zenten fusionieren.

MKS

20. Februar: Großbritannien meldet den Ausbruch
von Maul- und Klauenseuche (MKS). Der
Ständige Veterinärausschuss der EU verhängt ein
sofortiges Exportverbot.

GASP - Kaukasus

20. Februar: Die EU-Troika bereist den Kaukasus.
Dabei fordert sie Armenien und Aserbaidschan
auf, sich weiter um die Beilegung des Konflikts
um Berg-Karabach zu bemühen.

Nizza

21. Februar: Die Präsidentin des Europäischen
Parlaments, Nicole Fontaine, zeigt Verständnis für
den Verlauf des Gipfels von Nizza und plädiert
trotz einiger Kritikpunkte für die Ratifizierung des
Vertrags.

Forschung - Kommission

21. Februar: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für das Sechste Rahmenprogramm im
Bereich der Forschung (2002-2006) an.

MKS

23. Februar: Die britische Regierung spricht
wegen MKS von einem nationalen Notstand.
Hunderte, später Tausende von Tieren werden
getötet und verbrannt.

Balkan

23. Februar: Die EU begrüßt die Vereinbarung
zwischen der Bundesrepublik Jugoslawien und
der Republik Mazedonien über die Festlegung des
Grenzverlaufs zwischen den beiden Staaten.
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Nizza

26. Februar: In Nizza unterzeichnen die
Außenminister der EU-Mitgliedstaaten feierlich
den Vertrag von Nizza.

GASP

26. Februar: Der Rat beschließt die Einrichtung
eines Krisenreaktionsmechanismuses. Ferner
stimmt er dafür, die Zahl der EU-Beobachter im
südserbischen Pesevo-Tal auf dreißig zu erhöhen.

Erweiterung

26. Februar: Die EU unterzeichnet zwei Abkom-
men zur Erleichterung des Handels mit Ungarn
und der Tschechischen Republik. Diese „Proto-
kolle zu den Europäischen Abkommen für
Konformitätsbewertung", sollen Handelserleich-
terungen des Binnenmarkts, in diesem Fall im
Bereich des Industriesektors, auf die beitrittswilli-
gen Länder ausdehnen.

Balkan

26. Februar: Gemeinsam mit den USA verurteilt
die EU in einer Erklärung die zunehmende Gewalt
der albanischen Extremisten im Kosovo und
betont die Notwendigkeit eines friedlichen
Zusammenlebens aller Bevölkerungsteile.

Frankreich - Polen - Deutschland

28. Februar: In Neustadt-an-der-Weinstraße kom-
men die Präsidenten Frankreichs und Polens,
Jacques Chirac und Aleksander Kwasniewski, mit
Bundeskanzler Gerhard Schröder zu ihrem jähr-
lichen Gipfeltreffen zusammen und bekunden ihre
Übereinstimmung in den Fragen der NATO- wie
der EU-Erweiterung.

März

Abkommen - Mexiko

1. März: Der Vertragsabschnitt über Dienstleis-
tungen, geistiges Eigentum und Investitionen des
Partnerschafts- und Freihandelsabkommens ist in
Kraft getreten. Das Abkommen, das im November
1999 unterzeichnet wurde, ist damit vollständig.
Die Abschnitte zur Liberalisierung von Industrie-
gütern - bis zum Jahr 2007 - und von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen - bis 2010 - gelten
schon seit dem 1. Juli 2000.

Mazedonien

5. März: Albanische Rebellen greifen vom
Kosovo aus die mazedonische Armee an und zie-
hen sich dorthin wieder zurück. Die EU sichert
Skopje ihre Unterstützung zu.

Zukunftsdebatte

7. März: Kommissionspräsident Prodi und
Ratspräsident Perrson verkünden, dass nach den
Mängeln der Regierungskonferenz zur Vorbereit-
ung des Vertrags von Nizza für die neue Vertrags-
revision eine breite öffentliche Debatte initiiert
werden soll. Das Parlament spricht sich dafür aus,
die Vorbereitungen durch eine Versammlung von
Parlamentariern der nationalen Parlamenten wie
des Europäischen Parlaments zu unterstützen.

Echelon

7. März: Der Berichterstatter des Untersuchungs-
ausschusses des Europäischen Parlaments zur
Echelon-Affäre legt einen Zwischenbericht vor.

Umwelt - Rat

8. März: Der Rat plädiert einstimmig für die
schnelle Ratifizierung des Kyoto-Protokolls,
damit die EU auf der Weltklimakonferenz in Bonn
im Juli eine einheitliche Position einnehmen kann
und so den Kyoto-Prozess voranbringt.

Gentechnik

12. März: Das Europäische Parlament und der Rat
nehmen eine neue Richtlinie über die absichtliche
Freisetzung genetisch veränderter Organismen in
die Umwelt an.

MKS

13. März: In Frankreich treten die ersten Fälle von
Maul- und Klauenseuche auf. Damit hat die
Epidemie den Kontinent erreicht. Am 14. März
verhängt der Ständige Veterinärausschuss ein
Exportverbot.

Kommission

13. März: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für eine Richtlinie über den Status der
langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaats-
angehörigen, einen Vorschlag für eine Richtlinie
über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt und
Vorschläge für eine Richtlinie und eine Verord-
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März/April

nung über die Vollendung des Elektrizitäts-
binnenmarkts und des Erdgasbinnenmarkts an.

Mazedonien

14. März: Die albanischen Rebellen greifen wäh-
rend einer Demonstration von albanischen
Nationalisten in Tetovo die mazedonischen
Sicherheitskräfte am Stadtrand an.

Fischerei — Umwelt — Kommission

16. März: Die Kommission definiert eine
Strategie zur Einbeziehung des Umweltschutzes
in die Gemeinsame Fischereipolitik.

Erweiterung

19. März: Die türkische Regierung beschließt ein
nationales Programm für die Annahme des
Besitzstands der Europäischen Union, das als
Ergänzung zur Heranführungsstrategie erarbeitet
wurde.

die zu nachhaltigem Wachstum, einem stabilen
makroökonomischen Klima und höherer Be-
schäftigung führen sollen. Am Rande der Tagung
treffen sich die Staats- und Regierungschefs des
Europäischen Rats mit dem russischen
Präsidenten Wladimir Putin und mit dem mazedo-
nischen Präsidenten Boris Trajkovski.

Mazedonien

25. März: Nach einer Großoffensive der Armee
verkündet die mazedonische Regierung die
Einnahme aller Stellungen der albanischen
Rebellen.

Umwelt - Bildung - Kommission

27728. März: Die Kommission beschließt am 27.
März einen Aktionsplan zur Erhaltung der biolo-
gischen Vielfalt und nimmt einen Tag später den
Aktionsplan „eLearning - Gedanken zur Bildung
von morgen" an.

Zukunftsdebatte

19. März: Die Regierungschefs und Außen-
minister der Benelux-Staaten fordern auf einem
Konsultationstreffen eine schnellere Gangart bei
der Schaffung eines Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts in Europa.

AKP

19.-22. März : Die Zweite Paritätische Versamm-
lung AKP-EU tagt in Libreville (Gabun).

Fischerei

20. März: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
über die Zukunft der Gemeinsamen Fischerei-
politik an.

MKS

21. März: In den Niederlanden wird Maul- und
Klauenseuche festgestellt und ein Exportverbot
verhängt. In Irland wird ebenfalls MKS festge-
stellt. Das Exportverbot wird am 23. März ver-
hängt.

Europäischer Rat - Stockholm

23./24. März: In Stockholm findet die erste jährli-
che Frühjahrstagung über Wirtschafts- und Sozial-
fragen des Europäischen Rats statt. Der Europä-
ische Rat entwickelt dabei strategische Vorgaben,

April

Abkommen - Korea

1. April: Das Rahmenabkommen für den Handel
und die Zusammenarbeit zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Republik Korea tritt
in Kraft.

Nahost

2. April: Unter dem Eindruck der Terroranschläge
auf israelische Zivilisten beginnt die Regierung
Israels mit der gezielten Liquidierung von palästi-
nensischen Führern, die beschuldigt werden, in
die Terroranschläge verwickelt zu sein. Diese
Politik stößt auf den Protest der EU.

Klima - USA

2.-3. April: Die europäische Troika bekundet bei
ihrem Besuch in Washington die Enttäuschung der
Union angesichts der einseitigen Entscheidung
der USA, das Protokoll von Kyoto nicht zu ratifi-
zieren und ihre Entschlossenheit die Ratifizierung
des Protokolls mit oder ohne Amerika spätestens
zum Jahr 2002 durchzusetzen.
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Euro - Kommission

3. April: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die Vorbereitungen zur Einführung der
Eurobanknoten und Euromünzen an.

Inneres und Justiz - Kommission

3. April: Die Kommission beschließt einen
Vorschlag für eine Richtlinie zur Festlegung von
Mindestnormen für die Aufnahme von Asyl-
bewerbern in den Mitgliedstaaten.

Zukunftsdebatte

4. April: Der deutsche Bundespräsident Johannes
Rau trägt seine Vorstellung von der Zukunft der
europäischen Integration vor dem Parlament vor
und spricht sich dabei für eine europäische
Verfassung aus, die eine Föderation der National-
staaten festschreiben solle.

Parlament

5. April: Auf Einladung der Parlamentspräsidentin
besucht der Führer der afghanischen Nordallianz,
Kommandant Ahmed Shah Massoud, das Parla-
ment in Straßburg. Einen Tag später trifft er mit
Javier Solana zusammen.

ESVP

6. April: Die schwedische EU-Ratspräsidentschaft
organisiert in Brüssel eine informelle Begegnung
der EU-Verteidigungsminister.

Mazedonien

9. April: Die EU und Mazedonien unterzeichnen
ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen.
Damit bekräftigt die EU ihre Unterstützung der
mazedonischen Regierung.

ESVP

9. April: Der Rat beruft den finnischen General
Gustav Hägglund für drei Jahre an die Spitze des
Militärausschusses. Damit entspricht er der am
26. März angenommenen Empfehlung des
Interim-Militärausschusses.

Balkan

11. April: Bei einem Angriff auf die KFOR-
Friedenstruppe im Kosovo wird ein russischer
Soldat getötet. Die EU verurteilt den Anschlag

einen Tag später scharf und fordert die Ergreifung
der Täter.

Parlament

17. April: Der europäische Bürgerbeauftragte
Jacob Söderman legt seinen Jahresberichts 2000
dem Petitionsausschuss des Europäischen Parla-
ments vor und begrüßt dabei vor allem die
Verbesserungen durch die Grundrechtecharta.

EGKS

18. April: Die am 18. April 1951 gegründete
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl
feiert kurz vor ihrer Auflösung mit dem Auslaufen
des Vertrags am 23. Juli 2002 ihr fünfzigjähriges
Jubiläum.

Binnenmarkt - Kommission

19. April: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die Beseitigung der steuerlichen Hemmnisse
für die grenzüberschreitende betriebliche Alters-
versorgung an.

ESVP

20. April: Dänemark kündigt an, nicht mehr an
den Abstimmungen über Fragen der gemeinsamen
Verteidigung teilzunehmen. Es will sich aber
weiterhin an den Sitzungen des Militäraus-
schusses der EU beteiligen.

Forschung - Kommission

20. April: Die Kommission beschließt eine
Mitteilung über den Auftrag der Gemeinsamen
Forschungsstelle.

Golf-Kooperationsrat

23. April: Die EU und die sechs Länder des Golf-
Kooperationsrats (Saudi-Arabien, Bahrain, Verei-
nigte Arabische Emirate, Kuwait, Oman und
Katar) treffen sich in der bahrainischen Hauptstadt
Manama zur 11. Sitzung des Gemeinsamen Rats.

Mai

Mazedonien

1. Mai: Nach der Ermordung von acht mazedoni-
schen Soldaten durch albanische Rebellen kommt
es zu Zusammenstößen zwischen albanischen und
slawischen Bevölkerungsgruppen.

482 Jahrbuch der Europäischen Integration 2001/2002



Mai

GASP - Korea

2.-4. Mai: Die Troika der Europäischen Union
besucht Nord- und Südkorea, um den Friedens-
prozess dort zu stärken.

Umwelt - Kommission

4. Mai: Die Kommission beschließt das Pro-
gramm „Saubere Luft für Europa" (CAFE).

Mazedonien

8. Mai: Nach Vermittlungen der EU durch den
Beauftragten für Außenpolitik, Javier Solana, und
der NATO durch Generalsekretär Robertson eini-
gen sich die wichtigsten slawischen und albani-
schen Parteien auf eine Regierung der nationalen
Einheit.

Menschenrechte - Kommission

8. Mai: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die Rolle der Europäischen Union bei der
Förderung der Menschenrechte in Drittländern an.

EZB

10. Mai: Die Europäische Zentralbank senkt die
Leitzinsen um 0,25 Basispunkte. Sie liegen damit
bei 3,5, 4,5 bzw. 5,5.

Umwelt - Kommission

11. Mai: Die Kommission beschließt einen
Vorschlag für eine Richtlinie über das Energie-
profil von Gebäuden.

UNO - Entwicklung

14.-20. Mai: In Brüssel findet unter der Schirm-
herrschaft der Europäischen Union die dritte
Konferenz der Vereinten Nationen über die am
wenigsten entwickelten Länder statt.

Kommission

15. Mai: Die Kommission nimmt einen Vorschlag
für eine Verordnung über eine allgemeine
Rahmenregelung für Aktivitäten der Gemein-
schaft (2002-2006) zur Verwirklichung des euro-
päischen Rechtsraums in Zivilsachen an. Sie
beschließt weiter eine Mitteilung über nachhaltige
Entwicklung in Europa und eine Mitteilung über
die Strategie der Europäischen Union gegenüber
China. Darüber hinaus stimmt sie einem Aktions-
plan 2001 -2003 über den Schutz der finanziellen

Interessen der Gemeinschaft und zur Betrugs-
bekämpfung zu.

Nahost

16. Mai: Nach den Empfehlungen der Mitchell-
Kommission soll die Sicherheitskooperation wie-
der aufgenommen werden. Die Palästinenser sol-
len sich vom Terror distanzieren und Israel soll
einen Baustopp seiner Siedlungen verfügen.

EU - Russland

17. Mai: In Moskau findet das Gipfeltreffen zwi-
schen der Europäischen Union und Russland statt.

Inneres und Justiz - Kommission

17.-18. Mai: Die Kommission richtet ein europäi-
sches Forum für die Verhütung der organisierten
Kriminalität ein.

Binnenmarkt - Parlament - Rat

22. Mai: Das Europäische Parlament und der Rat
stimmen einer Richtlinie über die Harmonisierung
der Urheberrechte und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft zu.

BSE

22. Mai: Das Europäische Parlament und der Rat
beschließen eine Verordnung zum Umgang mit
der Rinderseuche BSE.

Kommission

23. Mai: Die Kommission nimmt einen Vorschlag
für eine Richtlinie über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen an, sich im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen
und aufzuhalten. Sie beschließt weiter einen Vor-
schlag für einen Rahmenbeschluss zur Festlegung
von Mindestvorschriften über die Tatbestands-
merkmale strafbarer Handlungen und Strafen im
Bereich des illegalen Drogenhandels. Sie bringt
darüber hinaus einen Vorschlag für eine Richtlinie
über den strafrechtlichen Schutz der finanziellen
Interessen der Europäischen Gemeinschaft und
eine Mitteilung über die Prioritäten der Steuer-
politik der Europäischen Union auf den Weg.

Inneres und Justiz - Rat

28. Mai: Der Rat beschließt eine Verordnung über
den freien Personenverkehr mit einem Visum für
den längerfristigen Aufenthalt. Er verabschiedet
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ferner eine Richtlinie über die gegenseitige
Anerkennung von Entscheidungen über die Rück-
führung von Drittstaatsangehörigen und einen
Rahmenbeschluss zur Bekämpfung von Betrug
und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren
Zahlungsmitteln. Weiter beschließt er eine
Verordnung über die Zusammenarbeit zwischen
den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet
der Beweisaufnahme. Schließlich fällt er eine
Entscheidung über die Einrichtung eines europäi-
schen justiziellen Netzes für Zivil- und Handels-
sachen und stimmt einem Beschluss zur Einrich-
tung eines europäischen Netzes für Kriminal-
prävention zu.

Kommission

30. Mai: Die Kommission nimmt einen Vorschlag
für eine Richtlinie über Insider-Geschäfte und
Marktmanipulationen und einen Vorschlag für
eine Richtlinie über Werbung und Sponsoring von
Tabakerzeugnissen an. Sie stimmt ferner einem
Vorschlag für einen Beschluss des Rats über den
Beitritt der Europäischen Union zur Codex-
Alimentarius-Kommission zu.

Parlament - Rat - Kommission

30. Mai: Nach zähem Ringen wird die Verordnung
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Doku-
menten des Europäischen Parlaments, des Rats
und der Kommission angenommen.

Mazedonien

31. Mai: Nach diplomatischen Bemühungen der
EU stimmt die mazedonische Regierung einer
Verfassungsreform und einer Amnestie für die
albanischen Rebellen zu.

Juni

Nahost

3. Juni: Nach einer Serie von palästinensischen
Selbstmordanschlägen und Vergeltungsangriffen
der Israelis tötet ein Selbstmordattentäter bei einer
Diskothek in Tel Aviv 20 Personen, über Hundert
werden verletzt. Dem deutschen Außenminister,
Joschka Fischer, der sich in Abstimmung mit der
EU gerade zu Vermittlungsgesprächen in der
Region aufhält, gelingt es, am 4. Juni einen
Waffenstillstand zu vermitteln.

Mazedonien

6. Juni: Nachdem wieder mazedonische Soldaten
Opfer eines Überfalls geworden waren, weiten
sich die Kämpfe so stark aus, dass Minister-
präsident Georgievski die Verhängung des Kriegs-
rechts fordert.

Technologie - Kommission

6. Juni: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die Sicherheit der Netze an.

Nizza

7. Juni: Irland stimmt in einer Volksbefragung
gegen den Vertrag von Nizza. Nach einer sehr
vehement geführten Kampagne der Europa-
Gegner, in der vor allem Ängste vor dem Verlust
von Geld und Einfluss im Vordergrund standen
und in der die Sorge über die Beeinträchtigung des
neutralen Status Irlands durch den Aufbau einer
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik deutlich wurde, verweigern bei einer gerin-
gen Wahlbeteiligung 53,87 Prozent der irischen
Wähler dem Vertrag von Nizza ihre Zustimmung.
Das Nein des ehemals als besonders europa-
freundlich geltenden Irlands in diesem Referen-
dum wird europaweit besorgt aufgenommen. Eine
heftige Diskussion über den Einfluss der Ent-
scheidung auf den Erweiterungsprozess beginnt.

Haushalt - Kommission

12. Juni: Die Kommission beschließt den
Haushaltsvorentwurf für 2002.

Nizza

13. Juni: Dänemark hinterlegt die Instrumente zur
Ratifizierung des Vertrags von Nizza.

USA

14. Juni: Vor dem Beginn der Tagung des Euro-
päischen Rats findet in Göteborg das Gipfeltreffen
zwischen der EU und der USA statt, bei dem der
Präsident der Vereinigten Staaten, George W.
Bush, der EU seinen Antrittsbesuch abstattet.

Mazedonien

14. Juni: Die Regierung und die Rebellen fordern
die NATO auf, die Entwaffnung der Rebellen zu
übernehmen.
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Juni/Juli

Nahost

14. Juni: Palästinenser und Israelis stimmen dem
Tennet-Plan zu, der einen Waffenstillstand und die
Verhaftung von Terroristen durch die palästinensi-
schen Behörden fordert. Israel soll gewährleisten,
dass keine palästinensischen Demonstranten mehr
getötet werden. Die Gewalt hält jedoch unvermin-
dert an.

Europäischer Rat - Göteborg

15.-16. Juni: Bei seinem Treffen im schwedischen
Göteborg einigt sich der Europäische Rat auf den
Rahmen für den erfolgreichen Abschluss der
Erweiterung. Er nimmt eine Strategie für die
nachhaltige Entwicklung an und fügt dem Prozess
von Lissabon eine Umweltdimension hinzu. Er
billigt die Grundzüge der Wirtschaftspolitik und
nimmt die Rahmenprinzipien an, die dazu
bestimmt sind, eine langfristige Tragfähigkeit der
Altersversorgungssysteme zu gewährleisten.
Außerdem bestätigt er ein Programm der Europä-
ischen Union zur Verhütung gewaltsamer Kon-
flikte sowie Leitlinien und Verfahren in Bezug auf
die Politikbereiche der nördlichen Dimension der
Union. Der Gipfel wird von zum Teil gewalttäti-
gen Protesten von Globalisierungskritikern und -
gegnern begleitet.

Vorschlag für eine Verordnung zum gemeinsamen
Unternehmen Galileo (Programm für die satelli-
tengestützte Funknavigation).

Entwicklung - Gleichstellung - Kommission

21. Juni: Die Kommission legt ein Aktions-
programm über die Gleichstellung der Geschlech-
ter als Querschnittsaufgabe für die Entwicklungs-
zusammenarbeit der Gemeinschaft vor.

Forschung - Kommission

25. Juni: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die internationale Dimension des Europä-
ischen Forschungsraums an.

Abkommen - Ägypten

25. Juni: Die Europäische Union und Ägypten
unterzeichnen in Luxemburg ein Assoziierungs-
abkommen. Dieses Abkommen wird im Rahmen
der neuen Euro-Mittelmeer Partnerschaft ge-
schlossen, die 2010 zur Schaffung einer ausge-
dehnten Freihandelszone zwischen den beiden
Seiten des Mittelmeers führen soll.

Juli

Binnenmarkt - Inneres und Justiz - Kommission

18. Juni: Die Kommission nimmt einen Vorschlag
für eine Verordnung zur Bekämpfung des Mehr-
wertsteuerbetrugs und einen Vorschlag für eine
Richtlinie über die gegenseitige Amtshilfe zwi-
schen den zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten im Bereich der direkten und indirekten
Steuern an.

Mazedonien

20. Juni: Die NATO erklärt sich dazu bereit, nach
einer politischen Vereinbarung zwischen Regie-
rung und Rebellen die Entwaffnung der UCK zu
überwachen.

Forschung - Kommission

20. Juni: Die Kommission definiert eine
Mobilitätsstrategie für Forscher und eine Strategie
der Gemeinschaft zur Bekämpfung der Resistenz
gegen antimikrobielle Mittel. Ferner nimmt sie
einen Vorschlag für eine Empfehlung zur umsich-
tigen Verwendung antimikrobieller Mittel in der
Humanmedizin an. Außerdem beschließt sie einen

Präsidentschaft

1. Juli: Belgien übernimmt die Ratspräsident-
schaft der Europäischen Union. In Hinblick auf
den Gipfel in Laeken werden sieben Hauptlinien
der belgischen Präsidentschaft vorgestellt: Ver-
fassungsdebatte und Kompetenzordnung, GASP,
Justiz und Inneres, Entwicklung des europäischen
Sozialmodells, Erweiterung, Euro-Einführung,
nachhaltige Entwicklung.

BSE

1. Juli: EU-weit sind nun Schnelltests für alle
Rinder unter dreißig Monaten verpflichtend.

Handelsbeziehungen — USA

2. Juli: Die USA heben alle Strafzölle auf, die im
Bananenstreit auf europäische Waren verhängt
worden waren. Damit wird die Vereinbarung vom
April, die die EU mit ihrer Neuregelung am 8. Mai
umgesetzt hatte, von beiden Parteien erfüllt und
der jahrelange Bananenstreit ist beigelegt.
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Wettbewerb - Kommission

3. Juli: Die Kommission verbietet die Fusion der
beiden US-Konzerne General Electrics und
Honeywell. Nach Abschluss ihrer Prüfungen, die
sie am 1. März aufgenommen hatte, befürchtet sie
eine marktbeherrschende Stellung nach einer
Fusion. Die US-Wettbewerbsbehörde hatte dies
noch verneint und die Fusion erlaubt.

Soziales - Kommission

3. Juli: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über die Unterstützung nationaler Strategien für
zukunftssichere Renten an.

Binnenmarkt - Parlament

4. Juli: Das Parlament lehnt mit Stimmengleich-
heit die Richtlinie zur Übernahme von Unterneh-
men im europäischen Binnenmarkt ab. Eine
Erleichterung von Übernahmen wird damit ver-
hindert.

Echelon

4. Juli: Das Parlament nimmt den Bericht seines
Berichterstatters zur Echelon-Affäre an. Dieser
bestätigt zwar die Existenz des Spionagenetzes,
erbringt aber keine Beweise für Wirtschafts-
spionage.

Inneres und Justiz - Kommission

11. Juli: Die Kommission nimmt eine Mitteilung
über einen offenen Koordinierungsmechanismus
für die Migrationspolitik und einen Vorschlag für
eine Richtlinie über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaats-
angehörigen zur Ausübung einer unselbständigen
oder selbständigen Erwerbstätigkeit an.

Weltkonferenz zum Klimawandel

16.-27. Juli: In Bonn findet die Konferenz über
den Klimawandel statt. Nach dem Ausscheiden
der USA aus den Verhandlungen gelingt es der EU
und ihren Mitgliedstaaten als starker internationa-
ler Akteur aufzutreten und die widerstrebende
Haltungen anderer Staatengruppen in einen trag-
fähigen Kompromiss einzubinden.

Erweiterung

17. Juli: Der für die Erweiterung zuständige
Kommissar, Günter Verheugen, fordert die ungari-
sche Regierung auf, die Nachbarländer (insbeson-

dere Slowakei und Rumänien) bezüglich der
Umsetzung des Rahmengesetzes über den Status
der außerhalb Ungarns lebenden ungarischen
Minderheiten zu konsultieren. Das Gesetz an sich
steht nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen
des Abkommens zwischen der EU und Ungarn.

Kommission

18. Juli: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
über die europäischen Rahmenbedingungen für
die soziale Verantwortung der Unternehmen an.
Sie beschließt weiter eine Mitteilung über die
Förderung der grundlegenden Arbeitsnormen und
über eine sozialere Ausrichtung der Politik im
Kontext der Globalisierung. Darüber hinaus
stimmt sie einer Mitteilung über die Intensi-
vierung der Zusammenarbeit mit Drittländern im
Bereich der Hochschulbildung und einem
Vorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung
einer effektiven Besteuerung von Zinserträgen
innerhalb der Gemeinschaft zu.

Inneres und Justiz - Rat

20. Juli: Der Rat nimmt eine Richtlinie über
Mindestnormen für die Gewährung eines vorüber-
gehenden Schutzes im Falle eines Massen-
zustroms von Vertriebenen an.

G7/G8

20.-22. Juli: In Genua tagt zum 27. Mal der
Weltwirtschaftsgipfel der führenden Industrie-
nationen. Gewalttätige Ausschreitung von Glo-
balisierungsgegnern überschatten ihn. Ein
Demonstrant wird von der italienischen Polizei
erschossen.

Mazedonien

24. Juli: Ein mazedonischer Regierungssprecher
wirft der NATO vor, die UCK zu unterstützen. Bei
Demonstrationen tauchen Plakate auf, die das
NATO-Kürzel als „New Albanian Terrorist Orga-
nization" auslegen.
Um Tetovo wird weiter gekämpft. Mazedonien
schließt die Grenze zum Kosovo.

Kommission

25. Juli: Die Kommission beschließt ein Weiß-
buch über europäisches Regieren. Ferner nimmt
sie Vorschläge für eine Verordnung über die
Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung genetisch
veränderter Organismen und über genetisch ver-
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August

änderte Lebens- und Futtermittel an. Außerdem
stimmt sie für eine Mitteilung über die Auswir-
kungen der Erweiterung für die an die Beitritts-
länder angrenzenden Regionen.

Am 27. August beginnt die Einsammlung der
Waffen. Am 24. August hatten sich NATO und
UCK informell darauf verständigt, die Anzahl der
einzusammelnden Waffen mit 3000 zu beziffern.

August

Erweiterung

1. August: Bulgarien, Lettland, Malta, Slowenien,
die Slowakei und Zypern werden Mitglieder der
Europäischen Umweltagentur (EUA). Damit
gehören zum erstemal Beitrittskandidaten einer
Organisation der EU an.

Mazedonien

2. August: Im Konflikt zwischen der mazedoni-
schen Regierung und den albanischen Mazedo-
niern führen die Vermittlungsbemühungen der EU
zum Erfolg. Die Konfliktparteien einigen sich auf
ein Abkommen über den Gebrauch der albani-
schen Sprache in den Gebieten, deren albanisch
sprechende Bevölkerung mindestens 20% aus-
macht, sowie im Parlament. Mazedonisch bleibt
hingegen die einzige innerhalb der Regierung
gesprochene Sprache. Am 6. August finden die
Kontrahenten zu einem Kompromiss bei der eth-
nischen Zusammensetzung der Polizei. Am 9.
August wird das Abkommen paraphiert.

Gentechnik

8. August: In einer Grundsatzerklärung verurteilt
die Kommission Pläne, menschliche Embryonen
zu reproduktiven Zwecken zu klonen. Obwohl
dieser Bereich von den Mitgliedstaaten geregelt
wird, fühlt sich die Kommission zu dieser
Erklärung aus prinzipiellen ethischen Erwä-
gungen heraus berufen. Deutschland und Frank-
reich überreichen am 10. August dem General-
sekretär der Vereinten Nationen einen Text, der
ein Abkommen zur weltweiten Verankerung die-
ses Verbots fordert.

EZB

30. August: Die EZB beschließt, die Leitzinssätze
um 0,25 Punkte zu senken. Die Zinsuntergrenze,
die für Refinanzierungsoperationen von Banken
(Leitzinssatz) gilt, beträgt demnach künftig 4,25%
gegenüber bisher 4,50%, der Spitzenrefinanzie-
rungssatz 5,25% gegenüber bisher 5,5%, der
Zinssatz für die Einlagefazilität 3,25% statt bisher
3,50%.

Weltkonferenz gegen Rassismus

31. August bis 7. September: Im südafrikanischen
Durban findet die Weltkonferenz gegen Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz
statt, an der die Europäische Union teilnimmt. Der
Konferenz wird durch den Versuch der arabischen
Länder überschattet, den Zionismus mit Rassis-
mus gleichzusetzen. Es kommt dennoch zu einer
Abschlusserklärung, die die Zustimmung aller
Staaten findet.

Mazedonien

31. August: Nachdem das Politische und
Sicherheitspolitische Komitee seine Empfehlung
gegeben hatte, beschließt der Hohe Vertreter der
Europäischen Union für Außen- und Sicher-
heitspolitik, Javier Solana, zehn weitere Beobach-
ter nach Mazedonien zu entsenden, wodurch sich
die Zahl der EU-Beobachter in diesem Land auf
29 erhöht. Diese Entsendung erfolgt im Rahmen
der Beobachtungsmission der EU (EUMM), an
der derzeit 110 Personen in der Balkanregion
beteiligt sind.

September

Mazedonien

13. August: Die vier Vorsitzenden der beiden
wichtigsten albanischen bzw. slawischen Parteien
unterzeichnen offiziell den Friedensplan von
Ohrid. Er sieht als erste Maßnahme die Ent-
waffnung und Amnestierung der Rebellen vor.
3500 NATO-Soldaten sollen die Waffen einsam-
meln. Am 22. August stimmt der NATO-Rat der
Eröffnung der Mission „Essential Harvest" zu.

GASP - Ost-Timor

3. September: Die belgische EU-Präsidentschaft
gratuliert Ost-Timor zu seinen ersten freien
Wahlen nach dem Ende der indonesischen
Besatzung.
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Erweiterung - Parlament

4. September: Das Parlament beginnt seine jährli-
che Debatte zur Begleitung des Erweiterungs-
prozesses.

Kommission

4. September: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung mit dem Titel „Eine strategische Vision
für Biowissenschaften und Biotechnologie" sowie
eine Mitteilung über eine neue Strategie mit Asien
an.

Inneres und Justiz - Parlament

5. September: Das Europäische Parlament nimmt
eine Empfehlung zur Rolle der Union im Kampf
gegen den Terrorismus an und fordert damit die
Kommission auf, den Standpunkt des Parlaments
bei ihren für den 26. September vorgesehen
Vorschlägen zu diesem Thema zu berücksichti-
gen. Das Parlament schlägt vor, eine Definition
des Terrorismus auf der Grundlage der Definition
des Europarats anzunehmen und fordert zu einem
kohärenten Vorgehen auf. Vor dem Hintergrund
des ETA-Terrors findet der Bericht besonders bei
den spanischen Abgeordneten große Unter-
stützung.

China

5. September: In Brüssel findet das vierte
Gipfeltreffen „Europäische Union - China" statt.

Mazedonien

6. September: Die NATO gibt bekannt, dass ein
Drittel der Waffen eingesammelt wurde. Darauf-
hin stimmt das mazedonische Parlament in erster
Lesung den vereinbarten Verfassungsänderungen
zu.

Inneres und Justiz - Kommission

6. September: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für eine Verordnung über die
Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen über die elterliche
Verantwortung an.

11. September

11. September: Vier amerikanische Verkehrs-
flugzeuge werden entführt. Um 8.46 Uhr wird die
erste Maschine in den nördlichen Turm des World
Trade Centers gesteuert. Sie reißt auf der Höhe

des 96. Stockwerks ein Loch in den Tower, der
Feuer fängt. Um 9.03 Uhr schlägt die zweite
Maschine oberhalb des 81. Stockwerks in den
südlichen Turm ein. Um 9.38 stürzt das dritte
Flugzeug auf das Pentagon, ein Teil des Gebäudes
brennt. Das Pentagon, das Weiße Haus und das
Kapitol werden evakuiert. Der Flugverkehr wird
landesweit eingestellt. Nachdem die Passagiere in
der vierten entführten Maschine von den An-
schlägen über Mobiltelefone gehört haben, greifen
sie die Entführer an und bringen die Maschine um
9.58 über einem Feld in Pennsylvania zum
Absturz. Um 9.59 stürzt der südliche Büroturm
des WTC ein, um 10.28 fällt die Spitze des
Nordturms auf das Gebäude und lässt es einstür-
zen. Um 11 Uhr ordnet der Bürgermeister von
New York, Rudolph Giuliani, die Evakuierung des
südlichen Manhattens an. In New York sterben
etwa 3000 Menschen, darunter 343 Feuerwehr-
leute und 23 Polizisten. Im Pentagon werden 189
Personen getötet. 45 Menschen sterben im vierten
Flugzeug.

11. September

12. September: Die NATO stellt wegen der
Anschläge in Amerika erstmals in ihrer
Geschichte den Verteidigungsfall nach Artikel 5
des Bündnisvertrags fest. Die amerikanische
Regierung sieht in Osama Bin Laden und seiner
Organisation AI Qaida den Urheber der
Anschläge.

11. September

12. September: Das Europäische Parlament und
der Rat treten zu einer außerordentlichen Tagung
zu den Terroranschlägen vom 11. September
zusammen.

Kommission

12. September: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für eine Richtlinie über Mindestnormen
für die Anerkennung und den Status von
Drittstaatsangehörigen und Staatenlosen als
Flüchtlinge an. Sie legt ein Weißbuch über die
europäische Verkehrspolitik vor und nimmt einen
Vorschlag für eine Entscheidung über die
Leitlinien für beschäftigungspolitische Maß-
nahmen für das Jahr 2002 sowie eine Empfehlung
zur Durchführung der Beschäftigungspolitik der
Mitgliedstaaten an.
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September

11. September:

13. September: Die USA begrüßen den Beschluss
des NATO-Rats zum Bündnisfall und bemühen
sich weiter um eine breite Koalition gegen den
Terror, die auch Russland, China und die islami-
schen Staaten umfassen soll.

11. September

14. September: Die Staats- und Regierungschefs
der Europäischen Union, die Präsidentin des
Europäischen Parlaments, der Präsident der
Europäischen Kommission und der Hohe Ver-
treter für die GASP geben eine gemeinsame
Erklärung zu den Terroranschlägen vom 11.
September ab.
Zum Tag der Trauer für die Opfer der terroristi-
schen Angriffe legen sowohl das Personal der
europäischen Institutionen als auch die Bürger
Brüssels um 12 Uhr drei Schweigeminuten ein.

GASP - Belarus

14. September: Die EU bedauert, dass die interna-
tionale Wahlbeobachtungskommission bei den
Wahlen am 9. September in Belarus schwere
Unregelmäßigkeiten feststellen musste und ruft
die Regierung von Belarus auf, die Einhaltung
von Demokratie und Menschenrechten zu
gewährleisten.

11. September

16. September: Die USA fordern Afghanistan auf,
Bin Laden auszuliefern. Vizepräsident Richard
Cheney bezeichnet Afghanistan als mögliches
Ziel von Vergeltungsangriffen. Am 19. September
schließt sich der UN-Sicherheitsrat der Forderung
nach Auslieferung Osama Bin Ladens an.

11. September

17. September: Am ersten Handelstag der seit dem
Terroranschlag geschlossenen amerikanischen
Börsen senken die EZB und die amerikanischen
FED die Leitzinsen in einer abgestimmten Aktion
um 0,5 Prozent. In Europa betragen die Zinssätze
nun 2,75, 3,75 und 4,75 Prozent.

Kommission - WTO - China

19. September: Die Kommission billigt das
Ergebnis der Beitrittsverhandlungen Chinas und
Taiwans zur Welthandelsorganisation und leitet es
zur formellen Zustimmung an den Rat und das
Parlament weiter.

Inneres und Justiz - Kommission

19. September: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über den
Europäischen Haftbefehl und die Übergabever-
fahren zwischen den Mitgliedstaaten von gesuch-
ten oder gerichtlich verurteilten Personen sowie
einen Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über
die Terrorismusbekämpfung an.

11. September

20. September: US-Präsident George W. Bush
kündigt vor dem Kongress einen langen und welt-
weiten Feldzug gegen den Terrorismus an. Jede
Nation müsse sich entscheiden, ob sie auf der
Seite Amerikas oder der Seite der Terroristen
stehe.

11. September

20. September: Die Europäische Union und die
Vereinigten Staaten geben eine Gemeinsame
Ministererklärung zur Bekämpfung des Terroris-
mus ab. Auf der außerordentlichen Tagung des
Rats „Justiz, Inneres und Katastrophenschutz"
werden Schlussfolgerungen zur Bekämpfung des
Terrorismus verabschiedet.

Katastrophe

21. September: Bei einer Explosion einer Chemie-
fabrik in Toulouse sterben über 30 Menschen,
über 2400 Personen werden verletzt. 20 000
Wohnungen, Bildungseinrichtungen, Kranken-
häuser und Geschäfte werden beschädigt oder zer-
stört.

Europäischer Rat - Brüssel

21. September: Der Europäische Rat tritt zu einer
außerordentlichen Tagung in Brüssel zusammen,
um die internationale Lage nach den Terror-
anschlägen in den Vereinigten Staaten zu analy-
sieren und um den Maßnahmen der Europäischen
Union die notwendigen Impulse zu verleihen.

Nizza

24. September: Luxemburg hinterlegt die Instru-
mente zur Ratifizierung des Vertrags von Nizza.

11. September

24.-28. September: Die Troika der Europäischen
Union reist nach Pakistan, Iran, Saudi-Arabien,
Ägypten und Syrien. Die Äußerungen des italieni-
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sehen Ministerpräsidenten, Silvio Berlusconi, zur
angeblichen Überlegenheit der westlichen Kultur
gegenüber der islamischen, die während der Reise
publik werden, stoßen auf scharfe Kritik der EU-
Ratspräsidentschaft, die die Mission der Reise
konterkariert sieht.

Mazedonien

26. September: Die Entwaffnung der UCK durch
die NATO gilt als abgeschlossen. Am 27. Septem-
ber erklärt sich die UCK für aufgelöst. Die EU
und die NATO einigen sich mit der mazedonische
Regierung auf 300 Beobachter und 700 Soldaten
zur Überwachung der Vereinbarungen bis zum 26.
Dezember.

Kultur

26. September: Einer ökumenisch-europäischen
Initiative gelang es mit privaten Spenden in Höhe
von 1,5 Millionen Euro, eine Kapelle in Brüssel
zu erwerben und zu restaurieren, die ein aktives
Zeugnis der christlichen Botschaft und des christ-
lichen Engagements beim Aufbau Europas sein
möchte. Mit einem ökumenischen Gottesdienst
wird die alte „Van Maerlant-Kapelle" in „Cha-
pelle de la resurrection" (Auferstehungskapelle)
umbenannt und eingeweiht.

Haushalt 2000

26. September: Die Nettobilanz des Haushalts
2000 belegt, dass Schweden in Relation zum
jeweiligen nationalen Bruttosozialprodukt größter
Nettobeitragszahler ist (0,50 % des BSP). Es fol-
gen Deutschland (0,47 %), die Niederlande (0,44
%), Luxemburg (0,35 %), Österreich (0,27 %) und
Großbritannien (0,25 %). Belgien und Frankreich
waren Nettozahler, wenngleich in geringerem
Umfang. Nettoempfänger sind die Länder des
Kohäsionsfonds - Griechenland, Portugal, Irland
und Spanien (3,61 % des BSP Griechenlands, 1,93
% des BSP Portugals, 1,83 % des BSP Irlands und
0,86 % des BSP Spaniens). Finnland, Dänemark
und Italien weisen ebenfalls positive Nettosalden
aus.

11. September

27. September: Der belgische Ministerpräsident,
Guy Verhofstadt, und der Präsident der Kommis-
sion, Romano Prodi, treffen US-Präsident Bush in
Washington.

Binnenmarkt - Parlament - Rat

27. September: Das Europäische Parlament und
der Rat nehmen eine Richtlinie zur Änderung der
im Jahresabschluss von Unternehmen zulässigen
Wertansätze an.

Inneres und Justiz - Kommission

28. September: Die Kommission nimmt ein
Grünbuch über die Entschädigung von Opfern
von Straftaten an.

Oktober

Binnenmarkt - Kommission

2. Oktober: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
über den Schutz der Verbraucher in der
Europäischen Union und einen Vorschlag für eine
Verordnung über die Verkaufsförderung im
Binnenmarkt an.

Russland

3. Oktober: In Brüssel findet das Gipfeltreffen
„Europäische Union - Russland" statt.

GASP - Eritrea

3. Oktober: Eritrea weist den Vertreter des
Vorsitzes der EU in Asmara nach einem gemein-
samen Protest der Botschafter der EU-Länder
gegen die Inhaftierung von Dissidenten aus. Die
Ratspräsidentschaft zeigt sich besorgt über den
zunehmend autoritären Kurs der eritreischen
Regierung und bedauert die Ausweisung. Am 9.
Oktober beschließt der Rat den Rückruf der
Missionsleiter der Union aus Eritrea.

Afghanistan

7. Oktober: Die US-Streitkräfte beginnen mit
Luftangriffen gegen das Taliban-Regime und die
Al-Qaida-Kämpfer in Afghanistan.

Binnenmarkt - Rat

8. Oktober: Der Rat nimmt die beiden Rechtsakte
an, die zur Schaffung der Europäischen
Aktiengesellschaft notwendig sind.

Luftfahrt - Kommission

10. Oktober: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für eine Verordnung über die Schaffung
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Oktober

eines einheitlichen europäischen Luftraums an
und beschließt einen Vorschlag für eine Verord-
nung zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften
für die Luftsicherheit in der Zivilluftfahrt. Ferner
verständigt sie sich auf eine Mitteilung über die
wirtschaftliche Lage der Luftverkehrsbranche
nach den Attentaten vom 11. September.

MKS

11. Oktober: Der Ständige Veterinärausschuss bil-
ligt einen Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion, mit dem es dem Vereinigten Königreich erst-
mals nach dem Ausbruch der Maul- und Klauen-
seuche erlaubt werden soll, unter strengen Auf-
lagen Schweinefleisch aus bestimmten Gebieten
in Großbritannien auszuführen. Dies betrifft die
Inseln im Norden, den größten Teil von Schott-
land und die Grafschaften im Osten und Westen.
Die Beschränkungen in Nordirland waren bereits
am 7. Juni 2001 aufgehoben worden, ebenso wie
die Beschränkungen für Frankreich und Holland.

Afrika

11.-12. Oktober: In Brüssel findet die Minister-
konferenz „Afrika - Europa" statt. Dieser Konfe-
renz am 11. Oktober folgt am 12. Oktober die
Ministertagung „Europäische Union - Wirt-
schaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten
(Ecowas)".

Zukunftsdebatte

15. Oktober: Der ehemalige Präsident der
Europäischen Kommission Jacques Delors, der
ehemalige belgische Premierminister Jean-Luc
Dehaene, das ehemalige Mitglied der EU-
Kommission Etienne Davignon und der europäi-
sche Abgeordnete und ehemalige Präsident der
Europäischen Kommission Jacques Santer über-
geben dem Präsidenten des Europäischen Rats
einen Aufruf unter dem Titel „Europa wachrüt-
teln", der auch von den ehemaligen Regierungs-
chefs Helmut Schmidt, Helmut Kohl, Giuliano
Amato, Felipe Gonzalez u.a. unterzeichnet wurde.

Friedensnobelpreis

15. Oktober: Die europäischen Institutionen
begrüßten die Verleihung des Friedensnobel-
preises an den UNO-Generalsekretär Kofi Annan.

Sport - Kommission

16. Oktober: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für einen Beschluss an, mit dem 2004
zum Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport
erklärt wird.

11. September

16. Oktober: Die EU-Mitgliedstaaten einigen sich
auf Subventionen für die zivile Luftfahrt, die sich
seit den Terroranschlägen in einer schweren Krise
befindet. Dazu gehören auch die Übernahme von
Haftungsgarantien, wenn die Versicherer die
Risikoabdeckung bei Schäden durch Krieg und
Terror kündigen.

Naher Osten

17. Oktober: Der belgische EU-Ratsvorsitz, EU-
Kommissar Chris Patten und der Hohe Reprä-
sentant für die GASP Javier Solana verurteilen die
Ermordung des israelischen Tourismusministers
Rehavam Ze'evi. Die Volksfront zur Befreiung
Palästinas, die sich zu der Tat bekennt, wollte
damit die Liquidierung ihres Generalsekretärs
Abu Ali Mustafa vom 27. August rächen.

Sacharow-Preis

18. Oktober: Die Konferenz der Vorsitzenden der
Fraktionen des Europäischen Parlaments beschlie-
ßen, den Sacharow-Preis für geistige Freiheit drei
Persönlichkeiten des Jahres 2001 zu verleihen.
Der Preis geht gleichberechtigt an den palästinen-
sischen Schriftsteller und Akademiker Izzat
Ghazzawi und an die israelische Hochschul-
professorin Nurit Peled-Elhanan, die sich aktiv für
eine friedliche Lösung der Nahostkrise einsetzen,
sowie an den Erzbischof von Lubango, Zacarias
Kamuenho, für seine Bemühungen um die
Förderung des Friedens in Angola. Der Preis wird
am 13. Dezember überreicht.

Europäischer Rat - Gent

19. Oktober: Auf der Tagung des Europäischen
Rats in Gent wird nochmals die volle Unter-
stützung für alle Maßnahmen gegen jede Form
des Terrorismus innerhalb des von den Vereinten
Nationen festgelegten Rahmens zum Ausdruck
gebracht. Der Europäische Rat bekräftigt seine
Solidarität mit den Vereinigten Staaten.
Präsident und Premierminister aus Frankreich, der
britische Premierminister und der deutsche
Kanzler finden sich zu einem Minigipfel vor
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Eröffnung des Europäischen Rats zusammen.
Zweck dieses Zusammentreffen, das Miss-
stimmungen bei den anderen europäischen Regie-
rungschefs auslöste, ist die Besprechung des mili-
tärischen Vorgehens der drei Länder in Afgha-
nistan.
Neben der Bekämpfung des Terrorismus steht der
Gipfel von Gent im Zeichen der Vorbereitung des
Gipfels von Laeken, der die institutionelle Reform
und die Erweiterung vorantreiben soll. Die belgi-
sche Ratspräsidentschaft stellt dabei die Bildung
eines Konvents in Aussicht.

Nizza

19. Oktober: Frankreich hinterlegt die Instrumente
zur Ratifizierung des Vertrags von Nizza.

Europäische Konferenz

20. Oktober: Die Sitzung der „erweiterten" euro-
päischen Konferenz, die den gesamten europäi-
schen Kontinent umfasst (Europäische Union,
Beitrittskandidaten, EFTA-Länder, Balkanländer
sowie Russland, Ukraine und Moldawien), wid-
met ihre Sitzung der gemeinsamen Bekämpfung
des Terrorismus.

Technologie - Kommission

23. Oktober: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung mit dem Titel „eEurope 2002:
Schaffung europäischer Rahmenbedingungen für
die Nutzung der Informationen des öffentlichen
Sektors" an.

Umwelt - Kommission

23. Oktober: Die Kommission beschließt einen
Vorschlag für eine Entscheidung über den
Abschluss des Protokolls von Kyoto durch die
Gemeinschaft sowie eine Mitteilung über die
Durchführung der ersten Phase des europäischen
Programms zur Klimaänderung. Ferner stimmt sie
für einen Vorschlag zu einer Richtlinie über ein
System für den Handel mit Treibhausgas-
emissionsberechtigungen.

Afghanistan

26. Oktober: Die Taliban melden die Hinrichtung
des paschtunischen Oppositionsführer Abdul Haq,
der im Süden eine zweite Front errichten sollte.

WTO - China - Rat

29. Oktober: Der Rat nimmt einen Beschluss über
den Beitritt Chinas und des gesonderten Zoll-
gebiets Taipeh zur Welthandelsorganisation an.

Abkommen

29. Oktober: Vertreter der EU und Kroatiens
unterzeichnen das Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen.

AKP

29. Oktober bis 1. November: Die Paritätische
Versammlung AKP-EU tagt in Brüssel.

Landwirtschaft - Kommission

31. Oktober: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für eine Verordnung über die Erhaltung,
Sammlung und Nutzung genetischer Ressourcen
in der Landwirtschaft an.

November

Minigipfel

4. November: In London treffen sich die Staats-
chefs des Vereinigten Königreichs, Frankreichs,
Deutschlands, Italiens, Spaniens und der Nieder-
lande, sowie der belgische Ministerpräsident als
Ratspräsident der EU und der Hohe Vertreter für
die Außenpolitik der EU zu gemeinsamen
Beratungen über die militärische Situation in
Afghanistan. Am 8. November überreicht der
österreichische Kanzler in einer gemeinsamen
Initiative mit dem finnischen Ministerpräsidenten
dem Ratspräsidenten eine Demarche der nicht ein-
geladenen EU-Mitglieder, die in ihrem Ausschluss
einen Verstoß gegen den europäischen Grund-
gedanken der Gleichberechtigung sehen.

Milzbrand

5. November: In Florida stirbt ein Zeitungs-
fotograf an Milzbrand. Im Lauf des Monats wer-
den bei mehreren Personen tödliche Milzbrand-
erreger festgestellt. Am 15. Oktober erreicht ein
mit Milzbrand verseuchter Brief das Büro des
demokratischen Mehrheitsführers im amerikani-
schen Senat, Tom Daschle. In Europa lösen
Trittbrettfahrer mehrmals irrtümlich Milzbrand-
alarm aus. Am 11. November gibt das FBI
bekannt, dass nach seinen Erkenntnissen hinter
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den Milzbrandanschlägen ein Einzeltäter steht
und dieser nicht in Zusammenhang mit den
Attentäter vom 11. September gebracht werden
kann.

Mittelmeer

5.-6. November: Die informelle Euro-Mittelmeer-
Ministerkonferenz in Brüssel steht im Zeichen
teilweiser heftiger Diskussionen über die Lage im
Nahen Osten und weitgehend übereinstimmender
Gespräche über die Folgen der Attentate vom 11.
September. Der eigentliche Gegenstand der
Konferenz, die Halbzeitüberprüfung des Pro-
zesses von Barcelona, rückt dabei in den Hinter-
grund.

Wirtschaft

7. November: Die belgische Fluggesellschaft
Sabena meldet Konkurs an. Nachdem am 22.
Oktober nur Teile der schweizerischen Flug-
gesellschaft Swissair durch eine massive Inter-
vention der schweizerischen Regierung und der
schweizerischen Wirtschaft vor dem Konkurs
gerettet werden konnten, gibt es für das mit den
Schweizern verbundene Unternehmen, das sich
schon länger in Schwierigkeiten befindet, keine
Chance mehr. Ein Tochterunternehmen der
Sabena führt den Betrieb weiter.

EZB

8. November: Die EZB senkt, der Entscheidung
der Fed vom 6. November folgend, die Leitzinsen
ebenfalls um weitere 0,5 Basispunkte auf nun
2,25, 3,25, und 4,25 Prozent.

Afghanistan

9. November: Nach schweren Bombardements der
Taliban-Stellungen durch die US-Luftwaffe
gelingt es der Nordallianz die Stadt Mazar-i-
Sharif einzunehmen. Damit zeichnet sich ein Ende
der Taliban-Herrschaft ab.

Parlament - Laos

9. November: Die fünf Europäer, unter ihnen der
Europaabgeordnete Olivier Dupuis, die am 26.
Oktober nach einer Demonstration für Demo-
kratie und Menschenrechte in Vientiane festge-
nommen worden waren, werden vor ihrer Aus-
weisung zu zwei Jahren Gefängnis auf
Bewährung verurteilt.

WTO

9.-14. November: In Doha, Katar, findet die vier-
te Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation
statt. Sie beschließt zum 1. Januar 2002 eine neue
Verhandlungsrunde zur Liberalisierung des
Welthandels zu beginnen. Unter anderem soll die
Exportsubventionierung von Agrarprodukten
reduziert oder aufgegeben werden.

Tourismus - Kommission

13. November: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung über eine Zusammenarbeit für die
Zukunft des Tourismus in Europa und einen
Bericht über die Auswirkungen der Terror-
anschläge in den Vereinigten Staaten auf den
Tourismus in Europa an.

Erweiterung

13. November: Die Kommission veröffentlicht ein
Strategiedokument und Berichte über die
Fortschritte, die von jedem Beitrittsland erzielt
worden sind.

Inneres und Justiz - Kommission

15. November: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung über eine gemeinsame Politik auf dem
Gebiet der illegalen Einwanderung an.

Deutschland

16. November: Der Bundestag spricht Gerhard
Schröder mit 336 Stimmen das Vertrauen aus und
stimmt damit auch der Bereitstellung deutscher
Soldaten im Kampf gegen den Terror zu. Am 6.
November hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder
bekannt gegeben, dass die deutsche Regierung die
USA mit 3900 Soldaten unterstützen möchte.
Nachdem für diese Entscheidung eine eigene
Mehrheit im Bundestag fraglich geworden war,
wurde am 13. November beschlossen sie mit der
Vertrauensfrage zu verbinden. Am 26. November
beginnt die Bundeswehr mit ihrem Einsatz.

Mazedonien

16. November: Das mazedonische Parlament
stimmt abschließend allen vereinbarten Verfas-
sungsänderungen zu.

Euro

16. November: Der Rat stimmt einem Beschluss
über den Schutz des Euro vor Fälschung zu.
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ESVP

19.-20. November: Auf der Konferenz zur
Verbesserung der militärischen Kapazitäten der
EU in Brüssel bekräftigen die Verteidigungs-
minister ihr Engagement für die Entwicklung des
„Headline Goal". Eine Truppenstärke von 60.000
Mann, die in weniger als 60 Tagen und für
Missionen von mindestens einem Jahr und unter
Leitung der EU eingesetzt werden kann, soll bis
2003 zur Verfügung stehen. Sechs Ländern
(Frankreich, Deutschland, das Vereinigte König-
reich, Italien, Spanien und Schweden) unterzeich-
nen vor der Konferenz eine Erklärung über die
Zusammenarbeit in den Bereichen Kapazitäten
und Technologien für Luftkampfsysteme.
Parallel zur Konferenz der Verteidigungsminister
findet die Konferenz der Innenminister zur
Bereitstellung von polizeilichen Krisenreaktions-
kräften statt. Das Ziel von 5000 mobilisierbaren
Polizeikräften bis 2003 ist gesichert. Am polizei-
lichen Krisenmanagement werden sich auch
Island, Norwegen und die Beitrittskandidaten
beteiligen. Das türkische Problem hinsichtlich der
ESVP kann weiter nicht gelöst werden.

Katastrophenschutz und den Bereitschaftsplan für
eventuelle Notsituationen. Außerdem stimmt sie
einem Vorschlag für das neue statistische
Programm der Gemeinschaft 2003-2007 zu.

Technologie - Binnenmarkt - Kommission

29. November: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung über die Auswirkungen des E-
Commerce auf die europäischen Unternehmen an.

Erweiterung

30. November: Der österreichische Kanzler
Wolfgang Schüssel und der tschechische
Premierminister Milos Zeman haben sich in
Brüssel bei einer mit der Hilfe der Kommission
organisierten Zusammenkunft auf einen
Kompromiss geeinigt, der den Streit über das
Kernkraftwerk von Temelin beendet. Damit geht
von diesem Problem keine Beeinträchtigung des
Erweiterungsprozesses mehr aus.

Dezember

Jugend - Bildung - Kommission

21. November: Die Kommission nimmt ein
Weißbuch für die europäische Jugend und eine
Mitteilung über die Schaffung eines europäischen
Raums für lebensbegleitendes Lernen an.

Indien

23. November: In Neu-Delhi findet das zweite
Gipfeltreffen „Europäische Union - Indien" statt.

Afghanistan

27. November: Auf dem Petersberg bei Bonn
eröffnet Bundesaußenminister Joschka Fischer die
Afghanistan-Konferenz, die eine Übergangsregie-
rung für das befreite Land bestimmen soll. Am 5.
Dezember wird eine Vereinbarung dazu unter-
zeichnet und der Paschtunenführer Hamid Karsai
zum Interimsministerpräsidenten ernannt.

Inneres und Justiz - Kommission

28. November: Die Kommission nimmt einen
Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über den
Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit an. Sie beschließt eine Mitteilung über
eine offene Koordinierungsmethode im Asyl-
bereich und eine Mitteilung über den

Rat

1. Dezember: Die am 19. März beschlossenen und
am 11. April im Amtsblatt veröffentlichten
Sicherheitsvorschriften treten in Kraft. Sie betref-
fen sowohl die allgemeinen Sicherheits-
maßnahmen wie auch die Einstufung der
Dokumente entsprechend ihrer Vertraulichkeits-
stufe, den Schutz von EU-Informationen in
Kommunikations- und Informationssystemen, den
Einsatz von Informationstechnik sowie Sicher-
heitsbestimmungen für die Beziehungen der EU-
Mitgliedstaaten untereinander und mit
Drittstaaten.

Soziales - Rat

3. Dezember: Der Rat nimmt einen Beschluss an,
mit dem das Jahr 2003 zum Europäischen Jahr der
Menschen mit Behinderungen erklärt wird.

Binnenmarkt - Kommission

3. Dezember: Die Kommission akzeptiert den
ersten Bericht über die Realisierung des
Elektrizitätsbinnenmarkts und des Erdgasbinnen-
markts.
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Dezember

Forschung— Kommission

4. Dezember: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung über den Aktionsplan „Wissenschaft
und Gesellschaft" an.

Inneres und Justiz - Rat - Parlament

4. Dezember: Auch unter dem Eindruck der
Anschläge vom 11. September und der Frage nach
ihrer Finanzierung durch illegale Geldflüsse, stim-
men das Parlament und der Rat einer verschärften
Richtlinie zur Bekämpfung der Geldwäsche zu.

Inneres und Justiz - Kommission

10. Dezember: Die Kommission nimmt einen
neuen Vorschlag für eine Richtlinie zur Beherr-
schung der Gefahren bei schweren Unfällen mit
gefährlichen Stoffen an.

Balkan

10. Dezember: Der Rat beschließt, Anfang 2002
den Deutschen Bodo Hombach als Koordinator
des Stabilitätspakts im Balkan durch den Österrei-
cher Erhard Busek abzulösen.

Kommission

5. Dezember: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung mit dem Titel „Vereinfachung und
Verbesserung des rechtlichen Umfelds" und eine
Mitteilung über die Zukunft des Gesundheits-
wesens und der Altenpflege an.

11. September

6. Dezember: Europol und die Vereinigten Staaten
schließen ein Kooperationsabkommen über den
Austausch strategischer Informationen zur
Verbesserung der gemeinsamen Terrorismus-
bekämpfung.

Mazedonien

6. Dezember: Die mazedonische Regierung bittet
die NATO um die Verlängerung ihrer Truppen-
präsenz über den 26. Dezember hinaus.

Reformen - Kommission

6. Dezember: Die Kommission stimmt für eine
Mitteilung mit dem Titel „Zukunft der Europä-
ischen Union: Erneuerung der Gemeinschafts-
methode".

Technologie - Kommission

7. Dezember: Die Kommission nimmt eine
Mitteilung mit dem Titel „Hin zu einer europäi-
schen Weltraumpolitik" an.

Japan

8. Dezember: In Brüssel findet das Gipfeltreffen
„Europäische Union - Japan" statt. Es wird ein
gemeinsamer Aktionsplan beschlossen.

Erweiterung

10. Dezember: Der Rat beschließt die Grundsätze,
Ziele und Bedingungen der Beitrittspartner-
schaften der zehn Beitrittsländer Mittel- und
Osteuropas, Zyperns und Maltas.

Binnenmarkt - Rat

10. Dezember: Der Rat nimmt eine Verordnung
über ein System allgemeiner Zollpräferenzen für
den Zeitraum 2002-2004 an.

Afghanistan

10. Dezember: Der Rat ernennt Klaus Peter
Klaiber zum Sondergesandten der Europäischen
Union in Afghanistan.

Kommission

11. Dezember: Die Kommission nimmt
Grünbücher über die Revision der Fusions-
verordnung und über den strafrechtlichen Schutz
der finanziellen Interessen der Gemeinschaften an
und beschließt die Schaffung einer europäischen
Staatsanwaltschaft.

Binnenmarkt - Rat

12. Dezember: Der Rat nimmt die Verordnung
über das Gemeinschaftsgeschmacksmuster an.

Erweiterung

12.-13. Dezember: In Brüssel finden die Beitritts-
konferenzen auf Ministerebene mit Zypern,
Malta, Ungarn. Polen, der Slowakei, Lettland,
Estland, Litauen, Bulgarien, der Tschechischen
Republik, Rumänien und Slowenien statt.
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Nahost

13. Dezember: Nach einer Serie von Anschlägen
bei denen in Israel binnen zehn Tagen 44
Menschen getötet werden, erklärt die israelische
Regierung, den Präsidenten der Palästinensischen
Autonomie Behörde, Jassir Arafat, nicht mehr als
Gesprächspartner zu akzeptieren und umstellt des-
sen Residenz in Ramallah.

Parlament

13. Dezember: Das Parlament beschließt den
Haushaltsplan 2002.

Europäischer Rat - Laeken

14.-15. Dezember: Im belgischen Laeken trifft
sich der Europäische Rat zu einem entscheiden-
den Gipfel. Dabei verfasst er eine Erklärung über
die Zukunft der Union und bereitet damit das
Terrain für die künftige große Reform der Union
vor. Zur Vorbereitung einer Regierungskonferenz,
die diese Reformen beschließen soll, beruft der
Europäische Rat einen Konvent ein, der einen
Vorschlag zur künftigen europäischen Ordnung
vorlegen soll. Im Bereich der GASP bekundet der
Europäische Rat seinen Willen, die Rolle der EU
auf internationaler Ebene vor allem in der Terro-
rismusbekämpfung zu stärken. Er beschließt eine
Erklärung zur Operationalität der gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik und eine
Erklärung zur Lage im Nahen Osten. Weiter ent-
scheidet er sich dafür, die Beitrittsverhandlungen
so zu beschleunigen, dass sie Ende 2002 abge-
schlossen werden können und somit gewährleistet
ist, dass die Bürger der neuen Mitglieder 2004 an
den Wahlen zum Europäischen Parlament teilneh-
men können. Der Europäische Rat billigt auch die
beschäftigungspolitischen Leitlinien für 2002.

Euro

15. Dezember: Österreich, Belgien, Finnland,
Italien, Luxemburg und Spanien beginnen damit,
Starter-Kits mit ihren Euromünzen auszugeben.
Den Anfang hatten am 14. Dezember bereits
Frankreich, Irland und die Niederlande gemacht.
Ab dem 17. Dezember gibt es die beliebten
Starter-Kits auch in Deutschland, Griechenland
und Portugal.

Erweiterung

17. Dezember: Der Rat nimmt eine Verordnung
über die finanzielle Hilfe für die Türkei im
Rahmen der Heranführungsstrategie an.

Kanada

18. Dezember: In Ottawa findet das Gipfeltreffen
„Europäische Union - Kanada" statt.

Parlament - Rat

19. Dezember: Der Rat nimmt zwei Verordnungen
über die gemeinsame Marktorganisation für
Schaf- und Ziegenfleisch und über die Änderung
der gemeinsamen Marktorganisation im Bananen-
sektor an. Das Europäische Parlament und der Rat
nehmen eine Verordnung über grenzüberschrei-
tende Zahlungen in Euro, zwei Richtlinien im
Bereich der Sicherheit im Seeverkehr und einen
Beschluss über den Beitrag der Europäischen
Gemeinschaft zum Globalen Fonds zur
Bekämpfung von HIV/Aids, Tuberkulose und
Malaria an.

Binnenmarkt - Rat

20. Dezember: Der Rat entscheidet sich für eine
Richtlinie über die mehrwertsteuerrechtlichen
Anforderungen an die Rechnungsstellung.

Afghanistan

20. Dezember: Der UN-Sicherheitsrat stimmt
einer Schutztruppe für Afghanistan zu. Wie ande-
re EU-Mitglieder beteiligt sich auch Deutschland
nach einem Beschluss des Bundestags am 22.
Dezember mit eigenen Soldaten daran. Ebenfalls
am 22. Dezember tritt die Übergangsregierung
unter Hamid Karsai ihr Amt an.

11. September

27. Dezember: Der Rat nimmt eine Verordnung
über spezifische, gegen Personen und Organisa-
tionen gerichtete restriktive Maßnahmen im
Hinblick auf die Bekämpfung des internationalen
Terrorismus an.

Nizza

27. Dezember: Spanien hinterlegt die Instrumente
zur Ratifizierung des Vertrags von Nizza.

Nizza

28. Dezember: Die Niederlande hinterlegen die
Instrumente zur Ratifizierung des Vertrags von
Nizza.
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